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Text 

Aufschiebende Wirkung 

§ 32b. Die §§ 13 Abs. 2 und 22 Abs. 2 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG), 
BGBl. I Nr. 33/2013, sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass die aufschiebende Wirkung einer 
Beschwerde gegen einen Bescheid nach diesem Bundesgesetz auch dann ausgeschlossen werden kann, 
wenn die vorzeitige Vollstreckung aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses geboten ist und 
nach Abwägung aller berührten Interessen, insbesondere des volkswirtschaftlichen Interesses, mit dem 
Vollzug oder mit der Ausübung der mit Bescheid eingeräumten Berechtigung für die anderen Parteien 
kein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. 
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